
Einwohnergemeinde

EINLEITUNGSVERFÜGUNG

Bauherrschaft
:





Gesuchsteller
:
Grundeigentümer
:
Bewilligungsempfänger
:
Projektverfasser Einleitung
:

Objekt
:





Adresse Liegenschaft
:


Gemeinde, GB Nr.
:


Koordinaten
:                                       /




Gesuchsunterlagen
: administrative Angaben / Pläne











Gestützt auf das eidg. Gewässerschutzgesetz (GSchG) Artikel 7 Absatz 2, kant. Gesetz über Wasser, Boden und Abfall (GWBA) § 80, § 83 Absatz 1 und 3a, § 85 und kant. Verordnung über Wasser, Boden und Abfall (VWBA) § 22 und Anhang II wird

verfügt:
Der Bauherrschaft .............................................................

..........................................wird die Bewilligung erteilt, auf der GB Nr. .................................

 in der Einwohnergemeinde ................................ 

, das Regenab

wasser von der............................................ (Art der Fläche)  resp. das Reinabwasser der  ............................................. (Quelle/Brunnen) unter folgenden Bedingungen in ..................................................... (Name des Gewässers) zu leiten:

1. Die Bewilligung ist beschränkt auf die obengenannten Ableitungen und wird ohne Festsetzung einer Bewilligungsdauer erteilt.

2. Es dürfen keine anderen Abwässer oder Flüssigkeiten eingeleitet werden.
3. Die allgemeinen Bedingungen im Anhang zur Einleitungsverfügung sowie die eingangs erwähnten Gesuchsunterlagen bilden einen integrierenden Bestandteil der Bewilligung. 

4. Werden im Bereich der Einleitungsstelle spätere Korrekturen oder Bauarbeiten erforderlich, welche Änderungen an der Einleitung bedingen, so gehen die sich daraus ergebenden Kosten ganz zu Lasten des Bewilligungsempfängers. 

5. Der Bewilligungsempfänger haftet für alle Folgen, die sich aus dem Bau, Bestand und Betrieb der bewilligten Einleitung und der Missachtung der vorgenannten Auflagen ergeben. Er wird einzig von der Haftpflicht befreit, wenn er beweist, dass der Schaden durch höhere Gewalt oder grobes Verschulden der Geschädigten oder eines Dritten eingetreten ist. Die Einwohnergemeinde ............................................. übernimmt keine Haftung für Schäden, die durch Hochwasser oder andere Ereignisse entstehen. Im Übrigen gilt Artikel 59a des Umweltschutzgesetzes (USG) vom 7. Oktober 1983 (Stand 01. August 2008).

6.
Bei Handänderungen hat der Bewilligungsinhaber den Nachfolger über diese Verfügung in Kenntnis zu setzen. Die Aufhebung der bewilligten Anlage oder Änderungen daran sind der Gemeindebehörde und dem Amt für Umwelt, Kanton Solothurn zu melden.

7.
Rechte Dritter bleiben vorbehalten.

Bewilligungsgebühr:
Fr.                

.

Zahlungsart:
30 Tage netto

Gemeinde
Für die Baukommission

Der Bauverwalter / Baupräsident

Rechtsmittel:

Gegen diese Bewilligung kann innert 10 Tagen seit Zustellung Beschwerde beim kantonalen Bau- und Justizdepartement (oder wo erstinstanzlich der Gemeinderat Beschwerdeinstanz ist, bei diesem) erhoben werden. Diese soll einen Antrag und eine Begründung enthalten.




Verteiler:

-
ad acta

-
Bauherrschaft 

mit unterzeichneten Gesuchsunterlagen


-
Grundeigentümer

-
Gesuchsteller


-
Projektverfasser der Versickerung 


-
Architekt

· Amt für Umwelt, FS SWW, Werkhofstr. 5, 4509 Solothurn mit Katasterplanausschnitt und Einleitungsgesuch
· Fischereiaufsicht
Anhang zur Einleitungsverfügung
  
Allgemeine Bedingungen

1. Nicht verschmutztes Abwasser (Regenabwasser und Reinabwasser) ist gemäss dem Bundes​gesetz über den Schutz der Gewässer (Gewässerschutzgesetz, GSchG), Artikel 7, Absatz 2, nach den Anordnungen der kantonalen Behörden versickern zu lassen. Erlauben die örtlichen Verhältnisse dies nicht, so kann es in ein oberirdisches Gewässer eingeleitet werden.

Die Zuständigkeiten sind in § 22 und im Anhang II der kant. Verordnung über Wasser, Boden und Abfall (VWBA) geregelt.

2. Nach Möglichkeit sind Rückhaltemassnahmen zu treffen, damit das Wasser bei grossem Anfall möglichst gleichmässig abfliessen kann.

3. Für die Projektierung, Dimensionierung und Erstellung der Anlage sind die Bestimmungen und Grundlagen der Richtlinie "Regenwasserentsorgung" des VSA (Verband Schweizer Abwasser- und Gewässerschutzfachleute) massgebend.

4. Der Graben für die zum Gewässer führende Leitung ist in minimaler Breite auszuführen. Es darf kein Aushubmaterial in das Gewässer gelangen bzw. kein überschüssiges Aushub-material im Gewässerprofil verbleiben.

5. Das Ufergehölz ist im Bereich der Einleitungsstelle mit einheimischen Wildgehölzen gemäss den Arbeistunterlagen „Naturnaher Wasserbau“ (Bezug bei Bauverwaltung) Ziffer 3.1.3 oder entprechend der Heckenrichtline des Amtes für Raumplanung (http://www.so.ch/fileadmin/internet/bjd/barpa/pdf/Heckenrichtlinie.pdf) zu ergänzen.

6. Nach Verlegung der Leitung bzw. Erstellung des Auslaufs ist das Bachufer wieder in den ursprüngliche Zustand zu bringen.

7. Die ausgeführte Anlage ist von der Gemeindebehörde oder deren Vertreter (z.B. Gemeinde-Ingenieur, Baukontrolleur) abzunehmen und darüber ein Abnahmeprotokoll zu erstellen sowie die Anlage im Abwasseranlagen-Kataster einzutragen. Eine Kopie dieses Katastereintrags (Plan nach Ausführung) und des Abnahmeprotokolls ist dem Amt für Umwelt zuzustellen.

8. Werden am Gewässer im öffentlichen Interesse irgendwelche Veränderungen vorgenommen, so hat der Bewilligungsinhaber alle Umtriebe und Inkonvenienzen ohne Entschädigungsanspruch zu dulden und die im Gewässerareal bzw. in der Bauverbotszone liegende Leitung wenn nötig auf eigene Kosten den neuen Verhältnissen anzupassen oder zu ent-fernen. Der Bewilligungsinhaber hat auch alle Mehrkosten für Erschwernisse zu übernehmen, die wegen der bewilligten Leitung bei einem Aushub bzw. Unterhalt des Gewässers entstehen.

9. Für den baulichen und betrieblichen Unterhalt ist der Bewilligungsempfänger verantwortlich. Der kommunalen Bauaufsichtsbehörde obliegt die Kontrolle darüber.

10. Eine regelmässige Wartung mit gesetzeskonformer Entsorgung der angesammelten Rückstände in den Schlammsammlern, Absetzbecken usw. ist unerlässlich, z.B. durch eine Schachtreinigungsfirma.

11. Wenn die verlangte Wasserbeschaffenheit nicht erreicht wird oder die Einleitung sich als untragbar erweist, kann das Amt für Umwelt bzw. die Gemeinde die Einleitbewilligung aufheben und ohne Entschädigungspflicht die Wiederherstellung des ursprünglichen Zustandes verlangen.
12. Bei Handänderungen hat der Bewilligungsinhaber den Nachfolger über diese Verfügung in Kenntnis zu setzen. Die Aufhebung der bewilligten Anlage oder Änderungen daran sind dem Amt für Umwelt zu melden.
13. Zusätzliche Auflagen der örtlichen Baubehörde und Rechte Dritter bleiben vorbehalten.
MUSTER
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